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V

Vorwort

Im Zuge der fortschreitenden Globalisierung der Wirtschaft und der damit einhergehen-
den Internationalisierung der Kapitalmärkte gewann die Rechnungslegung nach interna-
tionalen Grundsätzen zunehmend an Bedeutung. Gemäß EU-Verordnung vom 19.6.2002
(umgesetzt in § 315a HGB) haben alle deutschen börsennotierten Unternehmen ihren
Konzernabschluss in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Vorschriften der Inter-
national Financial Reporting Standards (IFRS) aufzustellen. Alle anderen Konzerne haben
ein Wahlrecht zwischen HGB- und IFRS-Vorschriften. Zudem besteht für die Offenlegung
des Einzelabschlusses die Option, im elektronischen Bundesanzeiger einen informatori-
schen IFRS-Einzelabschluss zu publizieren (§ 325 Abs. 2a HGB); aufzustellen ist der
Einzelabschluss dagegen weiterhin zwingend nach den Vorschriften des HGB.

Daher weist das vorliegende Lehrbuch einen separaten Teil zur IFRS-Rechnungsle-
gung auf. Im Vergleich zu anderen Darstellungen zur IFRS-Rechnungslegung besteht hier
die Besonderheit darin, dass der IFRS-Teil synonym zum HGB-Teil gegliedert ist, d.h.
dass sich der Aufbau insbesondere für die Aktivseite der Bilanz nicht an einzelnen
Bilanzpositionen, sondern vielmehr an Rechnungslegungsproblemen orientiert.

Ansonsten wurde die bewährte Konzeption des Lehrbuches beibehalten. Es richtet
sich in erster Linie an Studierende von Universitäten, Fachhochschulen, dualen Hoch-
schulen, Berufsakademien, Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien und vergleichbaren
Bildungseinrichtungen. Seine Intention ist es, dem Leser einen soliden Überblick über
die deutschen und internationalen Rechnungslegungsnormen zu vermitteln. Kompakt
gehaltene theoretische Ausführungen werden durch eine Vielzahl von Fallbeispielen
nebst zugehörigen Lösungshinweisen ergänzt. Somit eignet sich dieses Buch sowohl für
den veranstaltungsbegleitenden Einsatz als auch zum Selbststudium.

Diese Neuauflage des Lehrbuchs basiert auf einer gründlichen Aktualisierung und
Erweiterung des bisherigen Standes. So wurden z.B. die Änderungen, die das BilRUG
mit sich brachte, ebenso berücksichtigt wie auch überarbeitete internationale Standards,
so etwa IFRS 9 zu Finanzinstrumenten, IFRS 13 zur Fair-Value-Bewertung oder kom-
mende Auswirkungen von IFRS 15 (Umsatzrealisierung) und IFRS 16 (Leasing). Schließ-
lich erfuhr der Aufgabenteil eine Erweiterung.

Um die nun vorliegende sechste Auflage haben sich Frau Dr. Andrea Donalies, Herr
M.Sc. Narbeh Haddad, Herr Dipl.-Wirtsch.-Ing. Benjamin Albersmann und Frau M.Sc.
Julia Raub verdient gemacht.

Unsere Studenten an der TU Darmstadt sowie der Universität Trier, aber auch weitere
Nutzer haben durch eine große Anzahl konstruktiver Anregungen zur Weiterentwick-
lung der Monografie beigetragen. Allen Beteiligten gebührt unser aufrichtiger Dank.
Unser ganz besonderer Dank gilt Frau Ass. jur. Marita Rollnik-Mollenhauer vom Schäf-
fer-Poeschel Verlag für die freundliche und stets kompetente verlegerische Betreuung.

Darmstadt und Trier, im August 2016 Reiner Quick und Matthias Wolz
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I. Grundlagen der handelsrechtlichen
Rechnungslegung

A. Klassische Bilanztheorien

Bilanztheorien versuchen, unabhängig von den rechtlichen Rahmenbedingungen und
aus rein betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten, den Sinn und Zweck sowie die Kon-
zeption der handelsrechtlichen Rechnungslegung abzuleiten. Sie sind Ausdruck der bis
dato kontroversen Diskussion über die grundlegende Zielsetzung, den formalen Aufbau
sowie die inhaltliche Ausgestaltung eines Jahresabschlusses und lassen sich insofern
nach den unterschiedlichsten Kriterien abgrenzen. Aus der Vielzahl der unterschiedli-
chen Bilanztheorien soll im Folgenden lediglich auf die klassischen Bilanztheorien ein-
gegangen werden. Diese gliedern die verschiedenen Ansätze nach dem vorrangigen
Zweck des Jahresabschlusses bzw. dem Verhältnis der Bilanz zur Gewinn- und Verlust-
rechnung. Nach diesen Kriterien unterscheidet man die statische, dynamische und orga-
nische Bilanztheorie (vgl. Abb. 1).

Statische Bilanztheorie (Simon u.a., 1886)
Nach der statischen Bilanztheorie besteht die wesentliche Zielsetzung der handelsrecht-
lichen Rechnungslegung in der jährlichen Ermittlung des Vermögens eines Kaufmanns
bzw. eines Unternehmens. Zu diesem Zweck sollen zum Schluss eines jeden Geschäfts-
jahres sämtliche Vermögensgegenstände und Schulden in einer Bilanz erfasst und das
Reinvermögen ermittelt werden. Die Bilanz stellt somit eine Vermögensbilanz dar, in der
die Kapitalstruktur offengelegt und die Eigen- und Fremdkapitalgeber sowie andere Jah-
resabschlussadressaten über die Verwendung des investierten Kapitals informiert wer-
den. Insofern dient die Bilanz nach der statischen Bilanzauffassung der Rechenschaft
und dem Gläubigerschutz. Der Gewinnermittlung wird demgegenüber lediglich eine
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Abb. 1: Klassische Bilanztheorien
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untergeordnete Bedeutung beigemessen. Vielmehr ergibt sich der Gewinn aus der Rein-
vermögensänderung zwischen zwei Abschlussstichtagen.

Hinsichtlich der Bewertungsvorschriften existieren innerhalb der statischen Bilanz-
theorie zwei grundsätzliche Ausprägungen. Unterschieden werden die Zerschlagungs-
von den Fortführungsstatikern. Für Zerschlagungsstatiker ist die vorrangige Zielsetzung
des Jahresabschlusses festzustellen, ob das vorhandene Vermögen die gegebenen Schul-
den auch bei Zerschlagung des Unternehmens decken kann (sog. Schuldendeckungsfä-
higkeit). Demgegenüber unterstellen die Fortführungsstatiker1 den Fortbestand des
Unternehmens auch über den Abschlussstichtag hinaus (Going-Concern-Prämisse, § 252
Abs. 1 Nr. 2 HGB), sodass die wesentliche Aufgabe des Jahresabschlusses darin besteht,
das Reinvermögen bzw. den mit möglichst geringem Risiko behafteten Reinvermögens-
zuwachs und damit den ausschüttbaren Gewinn zu ermitteln.

Allerdings werden dabei nicht alle für die zukünftige Unternehmenstätigkeit nützli-
chen Sachverhalte als Vermögensgegenstände angesehen, sondern vielmehr der Kreis
der als Aktiva zu bilanzierenden Güter auf sämtliche beweglichen und unbeweglichen
körperlichen Gegenstände, Forderungen und immaterielle Vermögensgegenstände be-
schränkt. Immaterielle Vermögensgegenstände dürfen nur dann erfasst werden, wenn
zu ihrer Erlangung unmittelbare Ausgaben (sog. Primärausgaben) geleistet werden.
Rechte dürfen aktiviert werden, sofern sie entgeltlich von Dritten erworben wurden (sog.
derivativer Erwerb).2 Passivierungsfähig sind neben dem Eigenkapital lediglich Schul-
den, die auf einer rechtlichen Verpflichtung beruhen.

Für die Bewertung fordern die Fortführungsstatiker entsprechend dem Grundsatz der
Einzelbewertung den Ansatz zum individuellen Wert. Dies bedeutet, dass Gegenstände,
die veräußert werden, höchstens zu ihrem Veräußerungspreis angesetzt werden dürfen.
Bei Posten des Anlagevermögens ist der, eventuell um Abschreibungen gekürzte, Erwerb-
spreis zu aktivieren. Daraus ergibt sich der Vorteil, dass die Jahresabschlussinformatio-
nen einen hohen Objektivierungsgrad aufweisen. Der Nachteil des statischen Ansatzes
besteht darin, dass den Adressaten der Rechnungslegung zu wenige Informationen über
die aktuelle Zahlungsfähigkeit des Unternehmens bereitgestellt werden.

Der Einfluss der statischen Bilanzlehre reicht bis in das geltende Bilanzrecht. So spie-
gelt sich der Ansatz u.a. in den handelsrechtlichen Vorschriften über die Aufstellung des
Inventars (§§ 240, 241 HGB), der Bilanz (§ 242 HGB), über die Begrenzung von Rück-
stellungen und Rechnungsabgrenzungsposten (§§ 249, 250 HGB) sowie über die Bewer-
tung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB (Grundsatz der Einzelbewertung) und § 253 HGB (Anschaf-
fungskostenprinzip)) wider.

Dynamische Bilanztheorie (Schmalenbach u.a., 1919)
Nach der dynamischen Bilanztheorie besteht die wesentliche Aufgabe des Jahresab-
schlusses darin, einen vergleichbaren und verursachungsgerechten Periodenerfolg zur
Steuerung des Unternehmens zu bestimmen. Der Erfolg entsteht dabei aber nicht aus
einem Vergleich unterschiedlicher Kapitalbestände zu verschiedenen Zeitpunkten, son-

1 Vgl. Moxter (1986), S. 6.
2 Vgl. Simon (1899), S. 169.
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dern aus der Differenz zwischen periodisierten, betrieblichen Einnahmen (Erträgen) und
periodisierten, betrieblichen Ausgaben (Aufwendungen). Dies ergibt sich aus der Not-
wendigkeit, die Existenzzeit eines Unternehmens (Totalperiode) in einzelne Geschäfts-
jahre (Teilperioden) zu zerlegen. Sie führt dazu, dass der Bilanz beim dynamischen
Ansatz der Charakter eines Zwischenkontos über die noch nicht erfolgswirksam gewor-
denen Ausgaben und Einnahmen zukommt, während die in der abgelaufenen Periode
realisierten Ausgaben und Einnahmen als Aufwand und Ertrag in der Gewinn- und
Verlustrechnung erfolgswirksam erfasst werden.1 Die Bilanz ist demnach ausschließlich
»Dienerin« der Erfolgsrechnung.

Abgesehen von reinen Zahlungsvorgängen werden in der Bilanz lediglich sog. »schwe-
bende Posten« erfasst. Mit dem Begriff werden Geschäftsvorgänge bezeichnet, welche
nicht in derselben Periode erfolgswirksam sind, in der die dazugehörigen Zahlungen
anfallen. Die Bilanz enthält insofern folgende Abgrenzungsposten:

Aktiva (schwebende Vorleistungen)
• Ausgaben, die noch nicht Aufwand sind (z.B. noch abzuschreibende Maschinen);
• Ausgaben, die noch nicht Einnahmen sind (z.B. gewährte Darlehen);
• Erträge, die noch nicht Aufwand sind (z.B. selbst erstellte Anlagen);
• Erträge, die noch nicht Einnahmen sind (z.B. Forderungen aus Lieferung und Leis-

tung).

Passiva (schwebende Nachleistungen)
• Aufwendungen, die noch nicht Ausgaben sind (z.B. Gefahrenrückstellungen);
• Einnahmen, die noch nicht Ausgaben sind (z.B. erhaltene Darlehen);
• Aufwendungen, die noch nicht Erträge sind (z.B. Rückstellungen für unterlassene

Reparaturen, die selbst ausgeführt werden);
• Einnahmen, die noch nicht Erträge sind (z.B. Vorauszahlungen von Kunden).

Es ist als Verdienst Schmalenbachs anzusehen, dass der Jahresabschluss als Instrument
zur Ermittlung eines vergleichbaren, periodengerechten Erfolgs herangezogen wird. Dies
ist insbesondere in folgenden von ihm propagierten Konzeptionen begründet:

• Realisationsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB);
• Anschaffungs- und Herstellungskostenprinzip (§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB);
• Niederstwertvorschriften (§ 253 Abs. 3 und 4 HGB);
• Abschreibungen als Verteilung der Anschaffungs- und Herstellungskosten auf die

Nutzungsdauer (§ 253 Abs. 3 Satz 1 und 2 HGB);
• Stetigkeit der Bewertungsmethoden (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB);
• Zuschreibungsverbot für planmäßig abgeschriebene Anlagen.

Der Vorteil des dynamischen Abschlusses ist darin zu sehen, dass die Jahresabschlus-
sinformationen einen hohen Erkenntniswert besitzen und insofern der ermittelte Peri-
odenerfolg als Mittel zur Steuerung des Unternehmens herangezogen werden kann.

1 Vgl. Schmalenbach (1962), S. 51.
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Nachteilig ist die geringe Objektivität der dynamischen Rechnungslegung, weil das Ver-
ursachungsprinzip über die Erfassung von Sachverhalten entscheidet und demnach die
Bilanzierung einem gewissen subjektiven Ermessen unterliegt.

Organische Bilanztheorie (Schmidt, 1921)
Während im Rahmen der statischen bzw. dynamischen Bilanztheorie die Vermögens-
darstellung bzw. die periodengerechte Erfolgsermittlung als jeweils vorrangiges Rech-
nungslegungsziel angesehen werden, verfolgt die organische Bilanztheorie die dualis-
tische Zielsetzung einer gleichzeitigen Erfolgs- und Vermögensermittlung (sog. gesamt-
wirtschaftlicher Ansatz). Das Hauptanliegen dieses Bilanzansatzes liegt in der Elimi-
nierung konjunkturabhängiger Geldwertschwankungen mit dem Ziel, nicht nur das
Nominalkapital, sondern die leistungswirtschaftliche Substanz des Unternehmens zu
erhalten. Gemäß der organischen Bilanzlehre erzielt ein Unternehmen nur dann einen
positiven Erfolg, wenn es im Geschäftsjahr seine relative Stellung in der Gesamtwirt-
schaft behaupten kann. Insofern muss bei der Ausschüttungspolitik berücksichtigt wer-
den, dass bei Preissteigerungen ein Teil der Unternehmensgewinne dazu verwendet
werden muss, das güterwirtschaftliche Leistungspotenzial bei seiner Wiederbeschaf-
fung auf dem gleichen Niveau zu halten (sog. inflationsbedingte Scheingewinne).1 Folg-
lich darf lediglich der absatzbedingte Umsatzgewinn ausgewiesen und besteuert bzw.
ausgeschüttet werden.

Beispiel

Waren werden zu einem Preis von 300 € beschafft und für 350 € weiterveräußert. Der
Tagesbeschaffungspreis beträgt 330 €.
⇒ Nominalgewinn: 50 €, inflationsbedingter Absatzgewinn: 30 €, absatzbedingter

Umsatzgewinn: 20 €.

Aus diesem Grund verlangt die organische Bilanztheorie, dass Vermögensgegenstände
am Abschlussstichtag höchstens mit ihren fortgeführten Wiederbeschaffungs- oder Wie-
derherstellungswerten angesetzt werden dürfen (sog. Tageswertprinzip). Übersteigt der
Wiederbeschaffungswert die Anschaffungskosten, sind die periodischen Abschreibun-
gen proportional zum gestiegenen Wiederbeschaffungswert zu erhöhen. Auf diese Weise
wird sichergestellt, dass die über die Abschreibungen an das Unternehmen gebundenen
finanziellen Mittel zur Wiederbeschaffung eines gleichartigen Vermögensgegenstandes
in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen.

Die organische Bilanzauffassung zeigt sich in den handelsrechtlichen Vorschriften
über die Zulässigkeit der Festbewertung (§ 240 Abs. 3 HGB) und von Bewertungsverein-
fachungsverfahren (§ 256 HGB).

1 Vgl. Schmidt (1951), S. 102–108 und 112–116.
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B. Rechnungslegungszwecke

Nach Maßgabe der §§ 238 Abs. 1 und 242 Abs. 1 HGB ist grundsätzlich jeder Kaufmann
verpflichtet

• Bücher zu führen, aus denen die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung ersichtlich wird und

• eine Bilanz aufzustellen (am Beginn seines Handelsgewerbes und für den Schluss
eines jeden Geschäftsjahres).

Sollte der Kaufmann dieser Aufstellungspflicht nicht nachkommen, so drohen ihm
Zwangsgelder entsprechend den §§ 14, 335 und 335b HGB.

Mit Hilfe der Buchführungs- und Bilanzaufstellungspflicht werden die betrieblichen
Güter- und Zahlungsströme eines Unternehmens nicht nur dokumentiert, sondern auch
gesteuert, da sie gleichzeitig als Grundlage für das Controlling und für die im Unterneh-
men vorzunehmenden Planungsrechnungen dienen. Aber nicht nur interne, sondern auch
externe Adressaten nutzen die Buchführungs- und Bilanzierungspflicht zur Gewinnung
von Informationen über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens.

Die Zwecke der Rechnungslegung, im Sinne des Führens von Büchern und des Auf-
stellens von Jahresabschlüssen, können, wie in Abb. 2 dargestellt, unterteilt werden:

Dokumentation
Das HGB verlangt vom Kaufmann gem. § 238 Abs. 1 eine übersichtliche, vollständige
und für Dritte nachvollziehbare Aufzeichnung aller Geschäftsvorfälle. Sämtliche inner-
halb eines Geschäftsjahres aufgezeichneten güter- und finanzwirtschaftlichen Vorgänge
bilden die Grundlage für die Anfertigung des vom Gesetzgeber geforderten Jahresab-
schlusses.1 Neben dieser grundlegenden Funktion erfüllt die Dokumentation aller
Geschäftsvorfälle zudem eine Schutz- und eine Beweisfunktion (z.B. bei dolosen Hand-

1 Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele (2014), S. 101.

Rechnungslegungszwecke
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Abb. 2: Rechnungslegungszwecke
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lungen oder Unterschlagungen). Darüber hinaus stellt die handelsrechtliche Buchfüh-
rungspflicht die Grundlage für die Erstellung einer Bilanz nach dem Steuerrecht (§ 140
AO) dar.

Rechenschaft und Information
Mit Hilfe des Jahresabschlusses soll der Adressatenkreis – insbesondere Anteilseigner
und Gläubiger, aber auch Kunden, Lieferanten, Arbeitnehmer, der Staat und die Öffent-
lichkeit – über die wirtschaftliche Lage (Vermögens-, Finanz- und Ertragslage) des Unter-
nehmens informiert werden. Des Weiteren dient der Jahresabschluss auch der Selbstin-
formation des Kaufmanns, d.h. Jahresabschlussinformationen werden zur Steuerung
und Kontrolle des Unternehmens herangezogen. Zudem ermöglicht der Jahresabschluss
eine Rechenschaftslegung über die Verwendung des von den Eigen- und Fremdkapital-
gebern anvertrauten Kapitals (Rechenschaftsfunktion).

Kapitalerhaltung
Der handelsrechtliche Jahresabschluss hat nicht die reale, d.h. die inflationsbereinigte
Kapitalerhaltung, sondern die Erhaltung des Nominalkapitals zum Zweck. Die Beschrän-
kung dieses Grundsatzes auf die Erhaltung des Nominalkapitals liegt in der darin
gewährleisteten Objektivität des Jahresabschlusses begründet. Deutlich wird das Prinzip
der nominellen Kapitalerhaltung z.B. am Anschaffungskostenprinzip. Danach bilden die
Anschaffungs- bzw. die Herstellungskosten1 die Obergrenze für die Bewertung von Ver-
mögensgegenständen. Ein aktueller Wert, welcher über den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten liegt, kann im Jahresabschluss grundsätzlich nicht zum Ansatz kommen.
Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten stellen eine objektive Größe dar, wohingegen
die Ermittlung des Tageswertes durch subjektives Ermessen beeinflusst wird. Im Inter-
esse einer intersubjektiv nachprüfbaren Größe wird daher auf eine reale Kapitalerhal-
tung, d.h. auf die Zulässigkeit der Bewertung zu (höheren) Wiederbeschaffungs- bzw.
Wiederherstellungskosten, verzichtet.

Ausschüttungsbemessung
Bemessungsgrundlage für die maximal mögliche Ausschüttung an die Anteilseigner bil-
det der anhand des Jahresabschlusses ermittelte Periodenerfolg.

Die Rechnungslegungszwecke werden durch die übergeordnete Zielsetzung des Gläu-
bigerschutzes bestimmt bzw. begrenzt. Der Gläubigerschutzgedanke findet seinen Nie-
derschlag u.a. im Vorsichtsprinzip und dem Realisations- bzw. Imparitätsprinzip, welche
das Vorsichtsprinzip konkretisieren.2 Nach dem Realisationsprinzip dürfen erzielte
Gewinne erst dann ausgewiesen werden, wenn sie über den Umsatzprozess realisiert
sind. Dies beeinträchtigt sowohl die Dokumentations- als auch die Informationsfunk-
tion, schützt aber die Gläubiger, da nicht ausgewiesene Gewinne weder versteuert noch
ausgeschüttet werden. Ihr Gegenwert verbleibt im Unternehmen und stärkt dessen
Fähigkeit zur Tilgung und zu Zinszahlungen. Aus den gleichen Gründen sind bestimmte

1 Vgl. auch Kap. III.B.2.
2 Vgl. auch Kap. I.D.3.
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Erfolgsbestandteile mit einer Ausschüttungssperre belegt.1 Das Imparitätsprinzip ver-
langt auch den Ausweis unrealisierter Verluste, wodurch sich der ausschüttungsfähige
Gewinn reduziert.

C. Gesetzliche Grundlagen

Für die Erstellung des Jahresabschlusses sind neben den handelsrechtlichen Vorschrif-
ten, die im Dritten Buch des HGB (§§ 238–342e HGB) enthalten sind, auch ergänzende
Vorschriften zu beachten. Abb. 3 gibt einen Überblick über die relevanten Normen.

Während die im ersten Abschnitt des Dritten Buches enthaltenen Vorschriften
(§§ 238–263 HGB) zu Buchführung, Inventur und Inventar sowie Ansatz- und Bewer-
tungsvorschriften für alle Kaufleute anzuwenden sind, greifen für Kapitalgesellschaften
(Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft, GmbH) sowie bestimmte Personalgesell-
schaften weitere strengere Regelungen gemäß Abschnitt 2 des Dritten Buches des HGB
(§§ 264–339 HGB). Diese betreffen Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss und
Konzernlagebericht, Prüfung, Offenlegung und Sanktionsmaßnahmen. Die Vorschriften
für Kapitalgesellschaften sind nach Größenklassen differenziert. Im HGB wird zwischen
kleinsten, kleinen, mittelgroßen und großen Kapitalgesellschaften unterschieden, wobei
die Vorschriften mit zunehmender Unternehmensgröße strenger werden. Die Größen-
klassenermittlung erfolgt nach §§ 267 und 267a HGB unter Zugrundelegung der in Tab. 1
veranschaulichten Kriterien.

Größenkriterien

Bilanzsumme (BS)2

[Mio. €]
Umsatzerlöse (U)3

[Mio. €]
Durchschnittliche

Mitarbeiterzahl (MA)

Kleinste BS ≤ 0,35 U ≤ 0,7 MA ≤ 10

Kleine 0,35 < BS ≤ 6 0,7 < U ≤ 12 10 < MA ≤ 50

Mittelgroße 6 < BS ≤ 20 12 < U ≤ 40 50 < MA ≤ 250

Große BS > 20 U > 40 MA > 250

Tab. 1: Größenkriterien nach dem HGB

1 Vgl. § 268 Abs. 8 HGB, §§ 58 und 150 AktG, §§ 29 und 30 GmbHG.
2 Die Bilanzsumme ermittelt sich gemäß § 267 Abs. 4a HGB aus den folgenden Bilanzposten: Anlage-

vermögen, Umlaufvermögen, Rechnungsabgrenzungsposten, aktive latente Steuer und aktiver Unter-
schiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung (§ 266 Abs. 2 HGB).

3 Als Umsatzerlöse sind nach der neuen Definition des § 277 Abs. 1 HGB die Erlöse aus dem Verkauf
und der Vermietung oder Verpachtung von Produkten sowie aus der Erbringung von Dienstleistun-
gen der Kapitalgesellschaft nach Abzug von Erlösschmälerungen und der Umsatzsteuer sowie sons-
tiger direkt mit dem Umsatz verbundener Steuern auszuweisen. Somit wird bei der Begriffsabgren-
zung nicht mehr auf typische Geschäfte im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit abgestellt.
Stattdessen werden sämtliche Erlöse aus Produkten und Dienstleistungen als Umsatzerlöse erfasst.


